
4. Der Markeninhaber stellte daraufhin einen Antrag auf Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand gemäß Art. 78 Abs. 2. 
Dieser Antrag sei weniger als zwei Monate, nachdem der 
Inhaber selbst, aber mehr als zwei Monate, nachdem der 
Rechtsvertreter die Löschungsmitteilungen erhalten habe, ge­
stellt worden. 

5. Art. 78 Abs. 2 sieht vor, dass der Antrag innerhalb von zwei 
Monaten nach Wegfall des Hindernisses für die Einhaltung 
der Frist schriftlich einzureichen ist. In dem Rechtsmittelver­
fahren geht es um die Frage, wie der Zeitpunkt zu bestim­
men ist, ab dem die Frist zu laufen beginnt. 

6. Der Markeninhaber macht geltend, dass der Zeitpunkt maß­
gebend sei, an dem er die Mitteilung erhalten habe. Er habe 
selbst durch einen Dritten die Verantwortung dafür über­
nommen, die Verlängerungsgebühren zu zahlen. Er selbst 
habe den Irrtum erst entdeckt und Gelegenheit zur Beseiti­
gung des Hindernisses bekommen, als er die Mitteilung tat­
sächlich erhalten habe. 

7. Das Gericht erster Instanz hat jedoch die Auffassung des 
HABM bestätigt, dass der maßgebende Zeitpunkt das Datum 
des Empfangs durch den Vertreter des Inhabers sei, an den 
das HABM die Mitteilung gesandt hatte. Das HABM stützte 
sich auf Regel 77 [der Verordnung Nr. 2868/95], wonach 
„[a]lle Zustellungen oder anderen Mitteilungen des Amtes an 
den ordnungsgemäß bevollmächtigten Vertreter … dieselbe 
Wirkung [haben], als wären sie an die vertretene Person 
gerichtet“. 

8. Der Markeninhaber macht mit dem vorliegenden Rechtsmit­
tel geltend: 

(i) Zweck der fraglichen Bestimmung in Regel 77 sei es, 
sicherzustellen, dass das HABM seine Mitteilungspflicht 
gegenüber einem Beteiligten erfüllt habe, wenn es an 
dessen Vertreter in Angelegenheiten, für die dieser Ver­
tretervollmacht habe, eine Mitteilung gesandt habe. Das 
HABM sei dann zu keiner weiteren Tätigkeit verpflichtet. 
Dies sei aber im vorliegenden Fall keine relevante Über­
legung. 

(ii) Das „Hindernis“ für die Nichteinhaltung der Frist sei im 
Fall von Fristen für die Zahlung von Verlängerungs­
gebühren dann beseitigt, wenn der Markeninhaber selbst 
und/oder die Person, der er die Verantwortung für die 
Zahlung speziell übertragen habe, tatsächlich Kenntnis 
von der unbeabsichtigten Nichtzahlung erhalte. Jedes 
andere Ergebnis würde der fraglichen Bestimmung ihren 
Sinn nehmen: insbesondere sei von einem professionel­
len Vertreter zu erwarten, dass er immer über die rele­
vanten Fristen informiert sei, so dass es gewöhnlich 
nicht erforderlich sei, dass ihm das HABM eine Mittei­
lung zusende. 

(iii) Die Zahlung von Verlängerungsgebühren sei ein ein­
facher finanzieller Vorgang, der keine rechtliche Vertre­
tung erfordere. Ein Beteiligter könne daher die Gebühren 
selbst zahlen oder dies jeder anderen Person übertragen. 
Trage der „Vertreter“ eines Beteiligten — der in Verfah­

ren vor dem Amt für den Beteiligten gehandelt habe — 
nicht auch die gesonderte Verantwortung für die Zah­
lung von Verlängerungsgebühren, sei die Mitteilung der 
Nichtzahlung an diesen Vertreter unerheblich; sie sei 
keine Mitteilung an den Beteiligten und könne nicht 
als solche betrachtet werden. Dieser Vertreter sei nicht 
rechtlich dafür verantwortlich, auf eine solche Mitteilung 
hin tätig zu werden (auch wenn er sie seinem Kunden 
als berufsübliche Gefälligkeit übermitteln könne). 

(iv) In Sachverhalten wie dem vorliegenden sei ein Vertreter 
in anderen Angelegenheiten kein „ordnungsgemäß be­
vollmächtigter Vertreter“ für die Zahlung von Verlänge­
rungsgebühren. Eine Mitteilung an ihn erfülle daher 
nicht die Voraussetzungen von Regel 77 und führe nicht 
zur Anwendung dieser Vorschrift. 

(v) Zusammengefasst sei die als maßgebend zu betrachtende 
Person diejenige, die die Verantwortung für die fragliche 
Handlung trage. Erst wenn diese Person Kenntnis von 
der ausstehenden Zahlung erhalte, könne die Frist für 
einen Antrag zu laufen beginnen. 

(vi) Die Bestimmungen des EPÜ seien zwar im Gemein­
schaftsrecht nicht bindend, hätten jedoch eindeutig 
eine große Indizwirkung. Soweit es Entscheidungen des 
EPA zu gleichlautenden Bestimmungen gebe, sei es wün­
schenswert, dass übereinstimmende Auslegungsergeb­
nisse erreicht würden. Bei einer unterschiedlichen Aus­
legung müsse eine der beiden Auslegungen falsch sein. 
Die Parallelentscheidungen des EPA seien im Ergebnis 
richtig und ebenso richtig begründet. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über 
die Gemeinschaftsmarke (ABl. 1994, L 11, S. 1). 
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Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das angefochtene Urteil aufzuheben; 

— den im ersten Rechtszug gestellten Anträgen stattzugeben, 
hilfsweise die Rechtssache gemäß Art. 61 der Satzung des 
Gerichtshofs an das Gericht erster Instanz zurückzuverwei­
sen; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens beider Rechts­
züge aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

1. Entstellung der Klagegründe, Rechtsfehler sowie Unangemes­
senheit und Widersprüchlichkeit der Entscheidungsgründe in 
Bezug auf die Bezeichnung des Empfängers der Beihilfe und 
die Würdigung des Ermessens der Kommission bei der Fest­
legung des Empfängers der Beihilfe. 

Mit dem ersten Rechtsmittelgrund rügt die Rechtsmittelfüh­
rerin AceaElectrabel Produzione S.p.A. (im Folgenden: AEP 
oder Rechtsmittelführerin) schwere Fehler des Urteils in dem 
Teil, in dem das Gericht den Klagegrund in Bezug auf die 
falsche Bezeichnung des Empfängers der Beihilfe zurück­
weise, die die subjektive Voraussetzung für die Anwendung 
des Grundsatzes der „Deggendorf-Rechtsprechung“ (wonach 
die Auszahlung einer neuen Beihilfe, die an sich für mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt worden sei, bis zur 
Rückzahlung einer vorherigen rechtswidrigen Beihilfe durch 
dasselbe Unternehmen ausgesetzt werden könne) auf den 
vorliegenden Fall dargestellt habe. Erstens wendet sich die 
Rechtsmittelführerin gegen die Feststellung der Unzulässig­
keit dieses Grundes in dem Teil, der den Verstoß gegen Art. 
88 EG und die Verordnung Nr. 659/1999 ( 1 ) betrifft. AEP 
macht geltend, dass das Gericht diesen Teil der Gründe ent­
stellt habe, mit denen die Rechtsmittelführerin ausschließlich 
beabsichtigt habe, die falsche Bezeichnung des Empfängers 
der Beihilfe auf einen der typischen Fehler des Verwaltungs­
akts zurückzuführen. Mit der Feststellung, dass das Problem 
des Verstoßes gegen Bestimmungen über die Wiedereinzie­
hung von Beihilfen auf den Fall überhaupt nicht anwendbar 
sei, habe das Gericht bewiesen, dass es das Vorbringen, auf 
das dieser Teil des vorliegenden Rechtsmittelgrundes gestützt 
werde, entstellt habe. 

Ferner rügt die Rechtsmittelführerin den Teil des Urteils, in 
dem unterlassen worden sei, die Entscheidung trotz des 
schweren Fehlers zu rügen, der in der Gleichstellung von 
AEP (Empfängerin der neuen Beihilfe) mit der Unterneh­
mensgruppe ACEA (Empfängerin der nicht zurückgezahlten 
Beihilfe) beruhe, die auf einer falschen, unlogischen und 
widersprüchlichen Anwendung des Begriffs der wirtschaftli­
chen Einheit einer Unternehmensgruppe beruhe, der von der 
Gemeinschaftsrechtsprechung ausgearbeitet worden sei. Die 
Rechtsmittelführerin bestreitet, dass dieser Begriff auf den 
Fall eines Joint Venture angewandt werden könne, das ge­
meinsam von zwei unterschiedlichen Unternehmensgruppen 
(wie im Fall von AEP) kontrolliert werde, denn die ständige 
Rechtsprechung im Bereich der wirtschaftlichen Einheit von 
Unternehmen beziehe sich nur auf Fälle mehrerer Unterneh­
men, die ausschließlich von einer einzigen Einheit kontrol­
liert würden. Der Fehler sei umso schwerwiegender, als das 
Gericht den Umstand für unerheblich befunden habe, dass 
das Kapital von AEP zu 70 % von einer anderen wirtschaft­
lichen Gruppe gehalten werde, die nichts mit der Empfän­
gerin der nicht zurückgezahlten Beihilfe zu tun habe. Das 

Gericht habe ebenfalls einen Fehler bei der Anwendung des 
Begriffs funktionell selbständiges Unternehmen begangen, 
indem es ausgeführt habe, dass die Rechtsmittelführerin 
nicht als funktionell selbständig betrachtet werden könne, 
da sie unter der gemeinsamen Kontrolle zweier Unterneh­
men stehe. 

2. Entstellung der Klagegründe, Rechtsfehler sowie Wider­
sprüchlichkeit und Unzulänglichkeit der Begründung in Be­
zug auf das Vorbringen der Rechtsmittelführerin betreffend 
die Bedeutung der Deggendorf-Rechtsprechung für die Wür­
digung des vorliegenden Falles. 

Mit dem zweiten Rechtsmittelgrund rügt die Rechtsmittel­
führerin die Fehlerhaftigkeit des Urteils bei der Anwendung 
der Deggendorf-Rechtsprechugng in dem Teil, in dem es die 
Wertung der Kommission auch in Bezug auf das Vorliegen 
der objektiven Voraussetzungen für die Anwendung dieser 
Rechtsprechung bestätige. Sie rügt insbesondere die Erwä­
gungen des Gerichts in dem Teil, in dem es bestätige, dass 
die Kommission nicht verpflichtet gewesen sei, genaue und 
substantiierte Beweismittel für die Darlegung des Umstands 
vorzubringen, dass die Kumulierung der ersten und der 
zweiten Beihilfe eine nachteilige Wirkung für den inner­
gemeinschaftlichen Handelsverkehr habe, die geeignet sei, 
die neue Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar 
zu machen. Die Beweislast für die Wertung der Unverein­
barkeit einer angemeldeten Beihilfe könne nicht nach Belie­
ben umgekehrt werden, zumal die Kommission keinen Ge­
brauch von den Instrumenten gemacht habe, die die Ver­
fahrensordnung ihr zur Verfügung stelle. Das Gericht habe 
die entsprechenden Argumente der Rechtsmittelführerin 
nicht behandelt und die Entscheidung der Kommission un­
kritisch bestätigt. Schließlich habe das Gericht den von der 
Rechtsmittelführerin vorgetragenen Grund in dem Teil, in 
dem ausgeführt worden sei, dass die Deggendorf-Rechtspre­
chung nicht darauf gerichtet sei, ein Funktionsinstrument für 
Unternehmen zu schaffen, die eine vorhergehende Beihilfe 
nicht zurückgezahlt hätten, sondern nur zu vermeiden, dass 
die Kumulierung mehrerer Beihilfen bei demselben Unter­
nehmen den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr so 
schädigen könne, dass die neue Beihilfe so lange mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar sei, als die vorhergehende 
nicht zurückgezahlt worden sei, weder verstanden, noch sei 
es darauf eingegangen. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über 
besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG- 
Vertrags (ABl. L 83, S. 1). 
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